
B e s o h l u B

In Sachen

Beklagten und Revisionskliigers9

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten9

hat der Zehnte Senat des Bundessozialgeriohts am

l3c Oktober 1958 beschlossen:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts in Berlin vom 200 Juni 1956 wird als unzulässig

verworfen„

Der Beklagte hat dem Kläger die außergefichtliohen Kosten

zu erstatten„
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Der Beklagte hat gegen das Urteil des Landessozialgerichts

(LSG°) Berlin vom 20„ Juni 19569 durch das auf die Be—

rufung des Klägers das Urteil des Sozialgerichts (SGO)
Berlin vom 23„ Juni 1955 aufgehoben und der Beklagte zur

Zahlung der gesetzlichen Waisenrente vom 1° Juli 1950 an
‚verurteilt werden war? form— und fristgerecht die Revision

eingelegt und begründet° Der Kläger ist im Verfahren vor
dem Bundessozialgericht (BSG„) durch das Stadtjugendamt

Tiergarten in Berlin als Amtsvormund ordnungsgemäß ver—
treten? da diesem Amt Behördeneigenscheft im Sinne des

9 166 Abso 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zukommt

(see 2‚ 201 45027 und 39 121 fit)o

Da das LSGO die Revision nicht zugelassen hat und die
Verletzung einer Kausalitätsnorm im Sinne des @ 162 Abso 1

Nr, 3 SGG weder in Betracht kommt noch gerügt ist‚ ist

die Revision nur unter den Voraussetzungen des @ 162 Abs() 1

Nr„ 2 SGG statthaft° Diese Voraussetzungen liegen jedoch

nicht vor„

Die Aquührungen des Beklagten‚ das Verfahren des LSG„

verstoße gegen die Vorschriften des SGG über den Zeugen—

beweis9 gehen fehl° Der Beklagte verkennt die Bedeutung

des Abs„ 2 Nr° 6 in 5 45 des Bundesversorgungsgesetzes
(BVG)? wonach als Weisen im Sinne des Abs„ 1 uneheliche
Kinder gelten, wenn die Vaterschaft des Verstorbenen

"glaubhaft gemacht ist“° Die Fassung dieser Vorschrift
unterscheidet sich deutlich von 9 1258 der Reichsver—

sieherungsordnung (EVO) a„F„ (= @1262 hallo)? der ver—
langt9 daß die Vaterschaft "festgestellt ist"° Der Be—

klagte beruft sich daher zu Unrecht auf eine Entscheidung

des BSGQ, die in dem Streit eines unehelichen Kindes über

seinen Anspruch auf Waisenrente aus der Invalidenver—

sicherung ergangen ist (BSG° 39 121)„ '

Der Halbsatz in @ 45 Abs° 2 Nrc 6 BVG — "wenn die Vater—
schaft des Verstorbenen glaubhaft gemacht ist" — ist in
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demselben Sinne zu verstehengwie der gleiche Wortlaut im

@ 41 Abs° 2 Nro 5 des Reichsversorgungsgesetzes (RVG)
nach der früheren Rechtsprechung verstanden werden ist (vgl„

Arendts9 RVG9 2„ Aqu9 Anm„ 12 zu 5 41; Komm° von Reichs—

versorgungsbeamten zum RVG5 @ 41, Bem„ 22) und wie sonstige
gesetzliche Vorschriften‚ welche die Glaubhaftmachung einer

Tatsache an Stelle ihres vollen Beweises genügen lassen„ Es

handelt sich hierbei um Vorschriften, welche.dic Beweis—

würdigung betreffen‚ gleichgültig? ob sie in ein Gesetz ein—

geordnet sind? das überwiegend sachliches Recht oder Verfahrens—

recht enthält„ Braucht eine Tatsa he? von der eine Rechtsfolge

abhängt9 nur glaubhaft zu sein? so bedeutet dies zwar mehr als

die bloße Möglichkeit? aber weniger als die an Gewißheit gren—

zcnde Wahrscheinlichkeit: Sie muß nicht in so hohem Grade wahr—

scheinlich sein‚ wie es in der Regel für die Bildung der vollen

Überzeugung erforderlich ist„ Damit die entscheidende Stelle

eine Tatsache als glaubhaft annehmen darf, muß sie nicht ab—

schließend alle Gründe des Für und Wider abwägen‚ so daß durch—

aus noch gewisse Zweifel bestehen bleiben können (vgl° RG„ vom
26c10°1926: JW„ 19279 1309 Nr„ 2)° Außerdem darf sie jedes

V Mittel verwertcn‚ das aus logischen Gründen geeignet ist, ihr

eine Überzeugung
— in dem weiteren Sinne einer bestimmten

inneren Stellungnahme zur Frage des Fürwahrhaltens eines Her—

ganges (vgl‚ Löwe-Rosenberg, StPO9 200 Auflo‚ % 261 Anmo 5) —
zu verschaffen? sofern das Beweismittel nicht durch das Gesetz

ausdrücklich ausgeschlossen ist (zoB„ die Versicherung an Eides

Statt bei Glaubhaftmachung des Ablehnungsgrundes nach 5 60 SGG

in Verb° mit @ 44 Abs° 2 ZPO)„ Diese9 zunächst für den Zivil-
'prozeß entwickelten Grundsätze (vgl° @ 294 ZPO; Baumbacthauter—

bach 21309 25„ Aqu9 Anm„ 1 zu % 294; Rosenberg, Lehrbuch des

Deutschen Zivilprozeßrechts, 7„ Aufl„ @ lll; Stein—Jonas—Schönkez

Komm„ zur ZPO? 180 „ufl„7 & 283 v, VI 2, 5 294 I, III 5;Wieczorekz

2909 @ 294 A Ila) gelten auch im Versorgungsrecht (ebenso: Thann—

heiser—Wende—Zech9 Handbuch des Bundesversorgungsrechts9 Erl° zu

Nr„ l6 VV zu @ 32 BVG; Sehönleiter—chnig, Gesetz über das Ver—

waltungsverfahren der Kriegsepfcrversorgung vom 2„5°l955, Erl0 5

zu 5 15)„ Dies war schon für den Geltungsbereich des RVG aner—

kannt — im Unterschied von den Vorschriften der Unfallversicherung
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(5 591‚ @ 559 b Abso 2 Nr„ 5 RVO) und von dem in der
Besatzungszeit geltenden Zohenrecht, das auf diese Vor—

schriften für die Bemessung der Leistungen an Kriegsopfer

verwiesen hat (vgl„ Bayer° LSG° vom l9„ll„1954: Bayerc

Amtsbi° 1955 s„ B 106 = SozRo‚ BVG@45, c b 1 Nr„ 2)0

Für die Verwaltungsbehörden der KOVO kann die Glaubhaft —
machung der Vaterschaft bei Anwendung des % 45 Abs„ 2 Nr° 6

BVG keine andere Bedeutung haben als für die Gerichte„ Die

allgemeine Verwaltungsübung dürfte — im Gegensatz zur An—

sicht des Beklagten — bisher schon dahin gehen9 daß an den

Nachweis der Vaterschaft des Verstorbenen geringere An-

forderungen zu stellen sind9 als wenn sie wie andere An—
spruchsvoradssetzungen als fcststehend bewiesen werden

müßteo Dies ergibt sich aus einem Rundschreiben des Bundes—

ministeriums für Arbeit —V a 2 —4490/57 —vom l3c August
1957 (Schönleiter9 Handbuch der Bundesversorgungo @ 45 BVG9
Bl„ 5 Nr„ 22), in welchem es heißt: "Zur Glaubhaftmachung

genügt die überwiegende Wahrscheinlichkeito Dabei können

alle Beweismittel herangezogen werden„" Diese Auslegung

entspricht dem Gesetze

Die Vorschrift des © 45 Abs„ 2 Nr° 6 BVG enthält sachliches

Recht‚ soweit sie die Vaterschaft des Verstorbenen als eine

Voraussetzung des Anspruchs auf Waisenrente aufstellt; sie

enthält Verfahrensrecht9 soweit sie als eine Ausnahme von

der Regel es genügen läßt9 wenn die Vaterschaft nur glaub—
haft gemacht ist„ Die Verfahrensnorm gilt sowohl für das

Verwaltungsverfahren als auch für das gerichtliche Ver—

fahren° Sie schwäeht den allgemeinen Grundsatz ab, wonach

das Gericht eine Tatsache nur feststellen darf? wenn es

diese in so hohem Grade für wahrscheinlich hält5 daß alle

Umstände des Falles nach vernüftigem Abwägen des Gesamt—

ergebnisses des Verfahrens und nach der allgemeinen Lebens—
erfahrung geeignet sind? die volle richterliche Über—

zeugung zu begründen (@ 128 Abs„ 1 Satz 1 SGG)„ Der

Richter(} der die Vaterschaft im Sinne des 5 45 Abso 2 Nr„ 6
BVG zu prüfen hat? würde die Forderungen des Gesetzes über—

spannen9 wenn er den vollen Beweis nach 5 128 SGG verlangteo
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Die Vaterschaft des Verstorbenen kann schon dann glaubhaft—

sein? wenn die Beweiswürdigung zu einem Ergebnis geführt hat,

das auch nach den Grundsätzen des Zivilprozeßrechts erforder—

lich und genügend ist‚ damit eine Tatsache als glaubhaft ange—

sehen werden kann° So hat auch im vorliegenden Fall das LSG°

ohne Rechtsirrtum als Grundl—ge seiner Feststellungen für aus—

reichend gehalten, daß “überwiegende Gründe für die Vaterschaft

des Glaß" sprechen‚

Der Richter darf sich bei der Prüfung der Vaterschaft aller—

dings nicht von rein subjektiven Erwägungen leiten lassen und

die Vaterschaft nicht etwa auch dann für glaubhaft halten,

wenn aus objektiven Gründen eine solche Annahme fernliegt

oder gar unmöglich ist„ Der Beklagte hat 3edoch keine Tat—

Sachen vorgebracht, durch die dargetan werden soll, daß die

Würdigung des Sachverhalts durch das LSG° infolge eines so

fehlerhaften Gedankenganges zustande gekommen ist„ Nur der‘

Hinweis des Beklagten darauf? eine Frühgeburt nach sechs

Monaten und zehn Tagen sei ein äußerst seltener Ball9 könnte

als eine Rügc in diesem Sinne verstanden werden„ Sie greift

aber deshalb nicht durch9 weil nach den Feststellungen des

LSG“ auch schon vor der von Glaß zugegebenen Beiwohnung am

l8„ März 1944 Geschlechtsverkehr zwischen ihm und der Mutter

des Klägers innerhalb der Enpfängniszeit stattgefunden hato

Der Beklagte irrt auch darin‚ wenn er behauptet, das LSGo

hätte sich zur Erforschung der Vaterschaft nur derjenigen

Beweismittel bedienen dürfen, die in den im sozialgericht—

lichen Verfahren entsprechend anwendbaren Vorschriften der

ZPO (@ 118 SGG) vorgesehen sind9 und hätte eine Beweisaufnahme

in der für diese Beweismittel vorgeschriebenen Form durch—

führen müssen9 wenn es das Wissen der Mutter des Klägers ver-

werten wollte° “s kann hier unerörtert bleiben‚ ob die Ansicht

des Beklagten für den Fall zutrifft, daß im sozialgericht—

lichen Verfahren eine feststellungsbcdürftige Tatsache voll

bewiesen sein muß„ Jedenfalls sind bei der Glaubhaftmachung

einer Tatsache sowohl die Zivilgerichte als auch die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit im Gebrauch der Beweismittel und

in der Form der Beveisaufnahme freier ■estellt als dann? wenn
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eine Tatsache voll bewiesen sein muß (vg1c @202 SGGin
Verb° mit 5 294 Abs„ 1 ZPO)° Das Gericht‚ dem eine Tat—

sache nur glaubhaft zu machen ist und dem zu diesem Zweck

das Wissen einer Auskunftsperson vermittelt werden soll9

ist nicht darauf beschränkt? einen Zeugenbeweis in der

Weise aufzunehmen‚ daß es entweder den Zeugen in der

mündlichen Verhandlung vernimmt (@ 117 SGG) oder durch

den ersuchten oder beauftragten Richter vernehmen läßt

(@106 Abs„ 2 Nr„ 49 5 118 Abs„ 1 see? 5 575 ZPO)oder
eine schriftliche Auskunft von ihm einholt, deren Richtig—

keit er eidesstattlich versichert (@ 106 Abs° 2 Nro 59
@ 118 Absc 1 SGG, @ 377 Abs„ 3 ua 4 ZPO)„ Das Gericht kann

in diesem Falle das Wissen jeder Auskunftsperson, gleich—

gültig? in welcher Form sie es bekundet hat‚ berück-

sichtigen und den Beweiswert ihrer Äußerung frei würdi—

geno Das LSGO war daher nicht verpflichtet9 die Mutter

des Klägers nach den für den Strengbeweis geltenden Vor-

schriften als Zeugen zu hören oder vernehmen zu lassen°

Es durfte vielmehr auch ihre dem Jugendamt gegenüber ab—

gegebenen Erklärungen benutzen? um sich eine Auffassung

darüber zu bilden9 ob die Vaterschaft des Verstorbenen

glaubhaft ist°

Da das LSGO selbst über das, was die Mutter des Klägers

weiß, einen Zeugenbeweis im Sinne der 55 373 ff„ ZPO
(% 118 Abso 1 SGG) nicht aufgenommen hat9 kann es auch

die für eine gerichtliche Beweisaufnahme geltenden Vor—

schriften in den 55 107 und 116 SGG nicht verletzt haben°

Es hat seine tatsächlichen Feststellungen zwar auf Grund

der in den Verwaltungsakten des Jugendamtes niederge—\

‘
legten Erklärungen der Mutter des Klägers getroffen‚

aber es hat damit nur seiner Pflicht genügt9 siehsnine

Überzeugung aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens zu

bilden (5 128 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG)° Hierbei war es aller—

dings gemäß @ 128 Aber 2 SGG daran gebunden9 seine Auf—
fassung9 daß die Vaterschaft glaubhaft gemacht ist9 nur

fau solche Tatsachen und Beweisergebnisse zu stützen? zu
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denen der Beklagte sich äußern konnte° Gegen diese Vorschrift

hat das LSG‘ nicht verstoßen; denn aus den Akten des SG° Berlin

ergibt sich? daß schon im Klageverfahren Abschriften von den

'eidesstattlichen Erklärungen der Mutter des Klägers vor dem

Jugendamt Berlin—Tiergarta1 vom 60 März 1952 und vor dem

Generalkonsulat der Bundesrepublik in London vom 80 Juni 1953

und l„ März 1955 dem Beklagten übersandt und daß die beiden

ersteren Erklärungen in der mündlichen Verhandlung vor dem
SG„? in welcher der Beklagte vertreten war, auszugsweise ver—

lesen worden sindv

Der Beklagte behauptet? das LSG° habe seiner Entscheidung

lediglich die genannten Erklärungen der Mutter des Klägers

zugrunde gelegt und nicht alle Köglichkeiten erschöpft, durch

Beweiserhebungen die Frage des Mehrverkehrs (% 1717 Abs° 1

Satz l BGB) zu klären° Wenn er damit dartun will‚ das LSGo

habe seine Aufklärungspflieht nach @ 103 SGG verletzt9 so

ergibt dieses Vorbringen den gerügten Verfahrensmangel nichto

Das LSG„ hat seine Auffassung? daß die Vaterschaft des Lothar

Glaß glaubhaft ist‚ nicht nur auf die Erklärungen der Mutter

das Klägers gestützt, sondern auch auf die eidliche Aussage

der Zeugin Pankow vom 200 üärz 1956, auf die Erklärung der

Großmutter des Klägers, Frau Charlotte erxxxxv vom 210 April

l952 und die eidesstattliche Erklärung des Großvaters des

Klägers„ Georg Pxxxxrx„ vom 280 Mai 19539 ferner auf einen

Brief des Verstorbenen an seine Mutter vom 500 Juli 1944 und

auf die Tatsache9 daß Lothar Gxxx und die Mutter des Klägers

vor dessen Geburt sich öffentlich verlobt hatten° Das LSGO

hatte keinen Anlaß, Ermittlungen darüber anzustellen„ ob noch

ein anderer Mann der Hutter innerhalb der Bmpfängniszeit bei—

gewohnt hat; denn die Mutter selbst hat den Mehrverkehr be—

stritten‚ und in dem ganzen Verfahren ist außer dem Ver—

storbenen niemand namentlich genannt worden, der als Erzeuger

in Betracht kämei ’ '

Da nach alledem ein wesentlicher Kangel im Verfahren des LSGO

nicht mit Erfolg gerügt werden ist? ist die Revision des Be—

klagten nicht statthaft„ Auch seine Rüge9 das LSG° habe den

Rentenbeginn unter Verletzung des % 61 n so 2 BVG auf den
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1„ Juli 1950 statt auf den 10 Juli 1951 festgesetzt9 kann

die Revision nicht statthaft machen7 da sie einen Ver— ‘
fahrenemangel im Sinne dee @ 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG nicht

ergibt„ Die Revision mußte daher als unzulässig verworfen

werden„

Dieser Beschluß ergeht nach 5 169 SGG9 die Kostenentscheidung

in entsprechender Anwendung des @193 SGGo
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